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»An den T-Shirts klebt Blut«

Gegen Armutslöhne protestierten in 
den vergangenen Wochen zehntau-
sende TextilarbeiterInnen in einem 
Vorort von Dhaka. Der Streik begann 
aus Protest gegen die Entlassung von 
121 KollegInnen. Der Funke sprang 
rasch auf andere Betriebe über und 
mündete in einem Arbeitskampf für 
die Erhöhung der Mindestlöhne. ...

Griechenland wird weiter 
erpresst

Das im Sommer 2015 beschlossene 
dritte Hilfsprogramm für Griechen-
land läuft bis zum August 2018. Es 
legt sogenannte Strukturreformen 
(Arbeitsmarkt, Besteuerung, öffent-
liche Ausgaben, Verkauf von öffent-
lichem Eigentum) fest und sieht Kre-
dithilfen von bis zu 86 Mrd. € vor. ...

Oskar Lafontaine, der Politik-
wechsel und Flüchtlingsfragen

Im März wählt das Saarland einen 
neuen Landtag. Gegenwärtig regiert 
eine große Koalition unter Führung 
der CDU-Ministerpräsidentin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer. Die Links-
partei hat im Saarland eine Schlüs-
selstellung, ihr Spitzenkandidat 
Oskar Lafontaine ist dort nach wie 
vor populär. ...
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Beirat: Heinz Bierbaum, Günter Busch, Frank Deppe, Richard Detje,  
Christoph Ehlscheid, Michael Erhardt, Klaus Peter Kisker, Dieter  
Knauß, Jörg Köhlinger, Otto König, Klaus Pickshaus, Lilo Radema
cher, Sabine Reiner, Bernd Riexinger, Heidi Scharf, Manfred Scher-
baum, Michael Schlecht, Gabriele Schmidt, Horst Schmitthenner, 
Sybille Stamm, Hans-Jürgen Urban, Gerhard Wick, Jörg Wiedemuth 

»Die Arbeitnehmer haben über Jahre verloren. Die Löhne halten seit Jahrzehnten nicht mehr mit der 
Produktivität mit. Gegenüber den Unternehmensgewinnen und den Renditen auf den Aktienmärkten 
fallen sie immer weiter zurück. Der hohe Anteil von Niedriglohnbeziehern ist ein Skandal. Die hartnä-
ckigen Lohnunterschiede zwischen den Geschlechtern sind beschämend.« Deshalb fordert EGB-General-
sekretär Luca Visentini: Europe needs a pay rise.

Nachfolgend setzen wir die Debatte über »europaweite Stärkung der Tarifverträge statt lohnpo-
litischem Interventionismus« (Schulten/Van Gyes/Müller und Janssen in Forum Gewerkschaften 
2/2017) fort: zum Verhältnis von nationaler und europäisch koordinierter Lohnpolitik, zu den ökono-
mischen und institutionellen Rahmenbedingungen und zu Erfahrungen in Belgien.

Tarifsysteme stärken, aber Lohnpolitik 
nicht überfrachten!
von  Stefan Körzell

Thorsten Schulten, Guy Van Gyes und 
Torsten Müller beschreiben zutreffend, 
wie sich im Zuge der Anti-Krisenpoli-
tik ein lohnpolitischer Interventionis-
mus entwickelte. EU-Institutionen und 
nationale Regierungen begannen entwe-
der direkt in die Lohnentwicklung ein-
zugreifen, um die Arbeitseinkommen 
zu drücken – vor allem über die Anpas-

sungsprogramme der Krisenstaaten. 
Oder sie schufen neue Institutionen wie 
den Mechanismus gegen makroöko-
nomische Ungleichgewichte oder den 
Euro-Plus-Pakt, die die Löhne dauerhaft 
in einem niedrigen, politisch vorgege-
benen Rahmen halten sollten.

Es muss eine oberste Priorität sein, 
diese Entwicklungen rückgängig zu ma-

Stefan Körzell ist Mitglied im geschäftsführen-
den DGB-Bundesvorstand, zuständig für Wirt-
schafts-, Finanz- und Steuerpolitik, Struktur-, 
Industrie-, Dienstleistungs- und Handwerks-
politik.

chen. Sie haben insbesondere in den 
Krisen-Staaten zur Verarmung der Men-
schen und zu einer strukturellen Schwä-
chung der Gewerkschaften beigetragen. 
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In anderen 
Ländern, 
wie Deutsch-
land, sind 

die politischen Eingriffe in die Lohn-
findung der Tarifpartner noch nicht so 
spürbar. Aber die Tatsache, dass für die 
gesamte EU Institutionen geschaffen 
werden, die die Lohnentwicklung ins Vi-
sier nehmen, muss alle Alarmglocken 
läuten lassen. 

Wettbewerbspolitischer  
Interventionismus

Das gilt auch für den im September 
2016 vom Rat verabschiedeten Kom-
missions-Vorschlag zur Schaffung »na-
tionaler Ausschüsse für Produktivität«. 
Diese Ausschüsse sollten ursprünglich 
»Nationale Räte für Wettbewerbsfähig-
keit« heißen und u.a. konkrete Empfeh-
lungen als »Richtschnur« für die Lohn-
verhandlungen abgeben. Auch in der 
jetzt beschlossenen Form sehen sie noch 
vor, dass in jedem Mitgliedsland vor-
geblich unabhängige Expertengremien 
geschaffen werden, die regelmäßig die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit ana-
lysieren. Zu den analysierten Einfluss-
faktoren werden auch die Lohnkosten 
zählen. Vor diesem Hintergrund sind 
weiterhin problematische Einmischun-
gen in die Belange der Tarifparteien zu 
erwarten.

Ein lohnpolitischer Interventionis-
mus ist nicht nur abzulehnen, weil die 
EU-Kommission immer wieder bewie-
sen hat, dass es ihr in erster Linie um 
Lohndruck nach unten geht, oder weil 
für die Rolle des deutschen Ausschus-
ses für Produktivität bereits die Wirt-
schaftsweisen angedacht waren, die 
mehrheitlich eine ähnliche ideologische 
Ausrichtung haben. Die Gewerkschaften 
lehnen Einflussnahme auf die Lohnent-
wicklung durch vermeintliche Experten 
vielmehr grundsätzlich ab: In Deutsch-
land hat die Tarifautonomie der Sozi-
alpartner nicht umsonst Verfassungs-
rang. Wer der Meinung ist, der Staat 
oder »unabhängige« Wissenschaftler 
könnten für eine gerechtere oder sinn-
vollere Lohnentwicklung sorgen als die 
Tarifpartner, argumentiert ahistorisch 
und naiv. Lohnpolitik ist vor allem Ver-
teilungspolitik. Ihre Ergebnisse hängen 

nicht in erster Linie von makroökono-
mischen oder konjunkturellen Notwen-
digkeiten, sondern insbesondere von ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnissen ab. 
Die Schwächung der Tarifautonomie zu-
gunsten von Expertengremien bedeu-
tet gleichzeitig eine Schwächung der Be-
schäftigten und ihrer Gewerkschaften. 
Sie würde damit tendenziell zu sinken-
den Masseneinkommen und wachsen-
der Ungleichheit führen.

Die Politik hat sich in Lohnverhand-
lungen zwischen Gewerkschaften und 
Arbeitgebern nicht einzumischen. Das 
gilt insbesondere auch für die Europä-
ische Union, die laut Artikel 153 Abs. 5 
AEUV explizit keine Zuständigkeiten für 
Fragen des Arbeitsentgelts hat. Zu un-
terschiedlich sind die historisch gewach-
senen Systeme und Institutionen der 
Lohnfindung in den verschiedenen Mit-
gliedsländern.

Trotzdem – und auch da liegen 
Schulten, Van Gyes und Müller prinzipi-
ell richtig – ist eine europäische Koordi-
nierung der Tarifpolitik seitens der Ge-
werkschaften sinnvoll. Sie ist Ausdruck 
internationaler Solidarität und kann 
einem innereuropäischen Standort-
wettbewerb zulasten der Beschäftigten 
entgegenwirken. Eine Koordinierung 
wirkt auch makroökonomisch stabilisie-
rend, wenn dadurch Arbeitseinkommen 
gleichgerichtet gesteigert werden und 
so eine Abschwächung der Binnennach-
frage in einem Land verhindert wird, die 
zum Aufbau von makroökonomischen 
Ungleichgewichten zwischen den EU-
Staaten beitragen könnte.

Aus diesen Gründen engagieren sich 
die Gewerkschaften, soweit möglich, 
auch in europäischen Koordinierungs-
prozessen – zum Beispiel im europä-
ischen Zusammenschluss der Industrie-
gewerkschaften IndustriAll. Der DGB 
begleitet regelmäßig die Prozesse im 
Makroökonomischen Dialog, bei dem 
Vertreter von Rat, Kommission, Sozial-
partnern und Zentralbank zusammen-
kommen und beraten, welchen Beitrag 
sie für ein ausgeglichenes Wachstum bei 
stabiler Inflationsentwicklung leisten 
können.
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Lohnkosten falsch bewertet!

Die Lohnpolitik hat makroökonomische 
Relevanz. Allerdings darf sie auch nicht 
überfrachtet werden. Weder sind die 
krisenhafte Entwicklung in der Euro-
zone oder die Entstehung von makro-
ökonomischen Ungleichgewichten den 
Ergebnissen der Tarifpolitik zuzuschrei-
ben, noch kann Lohnpolitik allein die 
Krise auflösen. 

Tatsächlich dürfte sogar ein großer 
Teil der verfehlten europäischen Anti-
Krisenpolitik auf eine Über- und Falsch-
bewertung der Rolle der Lohnkosten zu-
rückzuführen sein. Schließlich führte 
diese Politik der EU-Kommission und 
anderer einige europäische Länder noch 
tiefer in Depression und Deflation, weil 
sie Druck auf die Löhne zur wesent-
lichen Stellschraube machten. Grund-
lage war die Idee, zu schnell gestiegene 
Löhne hätten die Wettbewerbsfähigkeit 
der betroffenen Staaten ruiniert und da-
mit Leistungsbilanzdefizite und Aus-
landsverschuldung geschaffen. 

Dabei gibt es einige Studien, die zei-
gen, dass die Lohnstückkostenentwick-
lung nicht unbedingt die maßgebliche 
Einflussgröße für die Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen und die Export-
entwicklung ist: Guillaume Gaulier und 
andere wiesen schon 2012 nach, dass 
die Korrelation zwischen Lohnstück
kosten- und Exportentwicklung in den 
Krisenstaaten sehr gering war.1 Be-
trachtet man Spanien, zeigt sich, dass 
die Exportentwicklung dort zu Zeiten 
stark steigender Lohnstückkosten kaum 
schlechter war als zu Zeiten radikal ge-
drückter Lohnstückkosten nach 2010. 
In Spanien wurde die Krise nicht durch 
die Lohnentwicklung ausgelöst, son-
dern durch eine von ausländischem Ka-
pital genährte Immobilienblase und 
eine entsprechende Überhitzung auf 
dem inländischen Markt. Weil diese mit 
steigenden Preisen (insbesondere bei 
nichthandelbaren Gütern) einhergingen, 
stiegen in der Folge auch die Löhne, 
um einen Reallohnverlust zu vermei-
den (insgesamt sank die Lohnquote in 
Spanien Anfang der 2000er Jahre bis 
zur Krise allerdings dennoch). Gaulier 
et al. kommen für die von ihnen unter-
suchten Länder zu dem Schluss, dass 
steigende Lohnstückkosten nicht die Ur-

sache, sondern ein Symptom des durch 
Kapitalzuflüsse ausgelösten Nachfrage-
schocks waren und nicht mit einem Ver-
lust an Wettbewerbsfähigkeit bei Expor-
teuren einhergingen.2 

Während Gaulier et al. keine Korre-
lation zwischen Lohnstückkosten und 
Exportwachstum in den südlichen Kri-
senländern erkennen können, sehen sie 
allerdings einen deutlichen Zusammen-
hang zwischen Lohnstückkosten und 
Importen. Tatsächlich dürfte der Ein-
bruch der Importe in den Krisenlän-
dern nach Beginn der Anpassungspro-
gramme nicht allein auf den staatlichen 
Sparkurs, sondern auch auf Lohnkür-
zungen und den Rückgang der privaten 
Nachfrage zurückzuführen sein.

Für Deutschland gilt Ähnliches: 
Thorsten Schulten beschreibt in einem 
früheren Sozialismus-Beitrag, dass es in 
der zweiten Hälfte der 2000er Jahre zu 
einem relativ deutlichen Anstieg der Ex-
portpreise kam, obwohl die nominalen 
Lohnstückkosten sogar leicht rückläufig 
waren. »Für viele deutsche Firmen be-
stand offensichtlich keine Notwendig-
keit, die gewonnenen Lohnkostenvor-
teile an die Exportpreise weiterzugeben 
und dadurch ihre preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit zu erhöhen.«3

Die gute Entwicklung der deutschen 
Exporte ist eher auf das spezialisierte 
Profil der deutschen Exportindustrie, 
auf Qualität und konjunkturelle Fak-
toren in den ausländischen Absatzmärk
ten zurückzuführen, als auf die Tatsa-
che, dass die Lohnentwicklung in der 
Bundesrepublik in den 2000er Jahren 
lange stagnierte. Allerdings hatten die 
stagnierenden Einkommen eine verhee-
rende Wirkung auf die Binnennachfrage 
und führten so auch dazu, dass die Im-
porte nach Deutschland hinter der Ex-
portentwicklung zurückblieben. Auf die-
sem Weg dürften die im Durchschnitt 
stagnierenden Löhne zum Aufbau der 
riesigen und die Eurozone destabilisie-
renden Leistungsbilanzüberschüsse bei-
getragen haben.

Tarifautonomie stärken

Dass diese Überschüsse abgebaut und 
künftig im Zaum gehalten werden, ist 
elementar zur nachhaltigen Stabili-
sierung des Euroraums. Dazu braucht 

es gerade in 
Deutschland 
auch weiter-
hin eine Stär-
kung des gesamtwirtschaftlichen Lohn-
niveaus. Doch um diese Entwicklung zu 
befördern, bedarf es weder Eingriffe in 
die Tarifautonomie durch die Politik, 
noch schlauer Ratschläge durch Öko-
nomen-Zirkel. 

Die Politik muss vielmehr gute ge-
setzliche Rahmenbedingungen schaffen, 
um die Tarifautonomie und -entwick-
lung auch weiterhin deutlich zu stärken. 
Dazu ist in Deutschland mit dem Gesetz 
zur Stärkung der Tarifautonomie im 
Jahr 2014 ein wichtiger Schritt erfolgt. 
Hintergrund des Gesetzes war der Rück-
gang der Tarifbindung der Beschäftigten 
und Betriebe und die schleichende Ero-
sion des Flächentarifvertrags. Diese 
Entwicklung war unter anderem durch 
die Arbeitsmarktreformen der Agenda 
2010 verstärkt worden: Die politisch 
gewollte Deregulierung des Arbeits-
marktes hatte zu einer Zunahme aty-
pischer Beschäftigung mit einem ge-
ringen Schutz durch das Arbeits- und 
Sozialrecht und zu einer Ausweitung des 
Niedriglohnsektors geführt. 

Das Tarifautonomiestärkungsgesetz 
stellt einen Meilenstein in der sozialen 
Absicherung der ArbeitnehmerInnen 
dar – insbesondere durch die Einfüh-
rung eines gesetzlichen, flächende-
ckenden Mindestlohns. Durch das Ge-
setz wurden zudem Regelungen zur 
Erleichterung der Allgemeinverbind-
licherklärung von Tarifverträgen einge-
führt, mit denen der Geltungsbereich 
von Tarifverträgen unter bestimmten 
Voraussetzungen auf alle Beschäftigten 
und Betriebe einer Branche ausgewei-
tet werden kann. Die Reformen der All-
gemeinverbindlicherklärung haben sich 
allerdings in der praktischen Umset-
zung in den letzten zwei Jahren als nicht 

1  Guillaume Gaulier/Daria Taglioni/Vin-
cent Vicard: Tradable sectors in Eurozone pe-
riphery countries did not underperform in the 
2000s, in: VOX CEPR’s Policy Portal, http://
voxeu.org/article/tradable-sectors-eurozone-
periphery 

2  Ebd.
3  Thorsten Schulten: Exportorientierung und 

ökonomische Ungleichgewichte in Europa. Wel-
che Rolle spielt die deutsche Lohnentwicklung?, 
in: Sozialismus 4/2015, S. 43f.



52    Sozialismus 3/2017	 www.sozialismus.de

Gewerkschaften
Forum

wirkungs-
voll ge-
nug erwie-
sen. Um die 

Rahmenbedingungen richtig zu setzen, 
bedarf es hier daher einer Nachjustie-
rung des Gesetzes. 

Dabei allein kann es aber nicht blei-
ben. Weitere Maßnahmen sind erforder-
lich, um die Funktionsfähigkeit der Ta-
rifautonomie zu stärken. Beispielsweise 
steht eine Einschränkung der Möglich-
keiten zur Tarifflucht und der »Mit-
gliedschaft ohne Tarifbindung« durch 
Arbeitgeber zur Diskussion. Gleichzeitig 
müssen Betriebsratsstrukturen gestärkt 
werden, denn dort, wo es Betriebsräte 
gibt, besteht eine höhere Tarifbindung. 
Die Stärkung der Tarifbindung ist eine 
zentrale Herausforderung der Zukunft, 
denn sie trägt nicht unerheblich zu einer 
besseren Entwicklung des gesamtwirt-
schaftlichen Lohnniveaus bei. 

»Europe needs a pay rise« – 
Rahmenbedingungen

Angesichts der europaweit gesun-
kenen Lohnquoten ist die Steigerung 
der Löhne auch eine gesamteuropäische 
Aufgabe. In anderen Ländern ist die 
Stärkung der Flächentarifverträge eben-
falls elementar, um dem Trend zur Ver-
betrieblichung der Tarifpolitik entge-
genzutreten. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt es der DGB, dass der Europä-
ische Gewerkschaftsbund eine Kampa-
gne unter dem Motto »Europe needs a 
payrise« startet, um eine Erhöhung der 
Lohnquoten insgesamt, eine gerechtere 
Entlohnung von Frauen und einen Auf-
holprozess in Ländern mit sehr nied-
rigen Löhnen zu erreichen. 

Eine weitere Maßnahme, die die Po-
litik – in Deutschland, wie in anderen 
Staaten – ergreifen muss, um die Lohn
entwicklung zu fördern, ist die weitere 
Zurückdrängung von Formen der irre-
gulären und prekären Beschäftigung. 
Prekäre und illegale Beschäftigung (wie 
Scheinselbständigkeit oder Werkver-
träge in langen Subunternehmerket-
ten) werden nicht nur als Lohndum-
ping missbraucht, sondern setzen auch 
die Stammbelegschaften unter Druck. 
Sie haben fatale Wirkungen auf ein-
zelne Branchen, in denen wie im Bau-

gewerbe legal arbeitende Unternehmen 
vom Markt gedrängt werden und die Ta-
rifautonomie untergraben wird. Mini-
jobs drängen zudem vor allem Frauen in 
marginale Teilzeit. 

Fest steht aber auch: Weder kann 
die Lohnpolitik Europa alleine wieder 
auf einen stärkeren und nachhaltigen 
Wachstumspfad bringen, noch kann es 
der Tarifpolitik aufgebürdet werden, EU 
und Eurozone dauerhaft makroökono-
misch zu stabilisieren. Für eine schnelle 
und nachhaltige wirtschaftliche Erho-
lung ist vor allem die Fiskalpolitik ge-
fragt. Die europäischen Schuldenregeln 
müssen gelockert, eine Goldene Re-
gel eingeführt werden, um öffentliche 
Investitionen von den Defizitregeln aus-
zunehmen. Außerdem braucht es Inve-
stitionsprogramme. Die EU-Kommis-
sion selbst hat jüngst immerhin einen 
zusätzlichen fiskalpolitischen Impuls für 
die gesamte Eurozone in Höhe von 0,5% 
des BIP empfohlen. Daran muss ange-
knüpft werden.

Für eine stabilisierende wirtschafts-
politische Steuerung (Economic Gover-
nance) braucht es mehr als einen Fo-
kus auf Löhne und Lohnstückkosten. 
Gezielte Investitionen und eine Stär-
kung der Strukturfonds können eine 
Angleichung der wirtschaftlichen Leis
tungsfähigkeit verschiedener EU-Staa-
ten befördern. Wo Unterschiede beste-
hen bleiben, muss langfristig über die 
Möglichkeit von Ausgleichszahlungen 
nachgedacht werden. Es braucht euro-
paweite automatische Stabilisatoren, 
die Überhitzungen stoppen und Ab-
schwünge abfedern. Und es bedarf einer 
stärkeren Kooperation, um Sozial- und 
Steuerdumping zu verhindern.

Höhere Löhne in Deutschland und 
Europa sind ein Gebot der Gerechtig-
keit. Um sie zu fördern, muss die Politik 
die Rahmenbedingungen wieder verbes-
sern. Dass höhere Löhne auch makro
ökonomisch stabilisierend wirken, ist 
gut und wichtig. Dieser Fakt darf aber 
nicht dazu verleiten, der Tarifpolitik die 
Verantwortung zur Rettung Europas 
aufzudrücken.
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Die Krise des Europäischen Währungssys
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